
40 der Beilagen zu den stenographisdten Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

16. 11. 1971 

. Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über die Gewährung von Hilfeleistungen an 

Opfer von Verbrechen 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

. Personenkreis 

§ 1. (1) österreichischen StaatSbürgern i:;t nach . 
diesem Bundesgesetz Hilfe zu leisten, wenn mit 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, daß sie durch 
eine Handlung, durch die das gesetzliche Ta1Jbild 
eines Verbrechens rechtswidrig und vorsätzEd1 
hergestellt worden ist, eine Körperverletzung 
oder eine .Gesundheitsschädigung erlitten halben 
und ihnen dadurch HeiIung9kosten. erwachsen 
oder ihre Erwerlbsfähigkeit gemindert ist. 

(2) Hilfe ist auch dann zu l.eisten, wenn 
1. die Tat dem Täter nach den §§ 9 oder 10 

,des Jugendgerichtsgesetzes 1961 oder aus einem' 
der im § 2 lit. abis c, e und g des österreichi­
schen Strafgesetzes 1945 angeführten Gründe, mit 
Ausnahme des Grundes der Ausübung gerechter 
Notwehr, nicht als Verbrechen zuzurechnen ist, 

2. die strafgerichtliche Ver:folgung des Täters 
wegen seines Todes, wegen Verj31hrung oder aus 
einem anderen Grund unzulässig ist oder 

3. der Täter nicht bekannt ist oder wegen sei­
ner Albwesenheit nicht verfolgt werden krnn. 

(3) Wegen einer Minderung der Erwerbsfähig­
keit ist HiLfe nur zu leisten, wenn dieser Zustand 
voraussichtlich mindeste~s sechs. Monate dauern 
wird. 

(4) Hatte die Han.dlung im Sinne des Abs. 1 
den Tod eines Menschen zur Fdlge, dann ist den 
Hintellbliebenen, für deren UnterihaItder Ge­
tötete nach dem Gesetz zu sorgen hatte, Hilfe zu 
leisten, wenn sie österreichische . Staatsbürger sind 
und ihnen durch den Tod der Unterhalt entgan­
gen ist. 

(5) Kindern ist Hilfe gemäß Albs. 4 nur bis 
zum Ahllauf des Jahres zu leisten, in dem sie das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet halben. Darüber 
hinaus ist ihnen auch dann Hilfe zu leisten, wenn 

sie sich wegen wissenschaftlicher oder sonstiger 
regelmäßiger Schul- oder B.erufsausbildung noch 
nicht sdbsterhalten können . .pie Hilfe darf je­
doch über die für die Beendigung des. Studiums 
odier der Berufsausbildung im allgemeinen erfor­
derliche Zeit nicht ausgedehnt werden. Ferner ist 
Kindern Hilfe ülber das vollendete achtzehnte 
Lebensjahr hinaus zu ,leisten, wenn sie infolge 
körperlicher oder geistiger Gebrechen dauernd 
außerstande sind, sich selbst den Unterhalt zu' 
verschaffen. 

(6) 'Dieses Bundesgesetz gibt niemand.em einen 
Rechtsanspruch auf Hilfeleistung. Die HiLfelei­
stungen sind auf Grund von Vereinlbarungen·zwi­
schen dem Bund und den Leistungswerhern zu 
erbringen. . 

Hilfeleistungen 

§ 2. (1) Als. Hilfeleistungen sind vorgesehen: 
1. Gel.dleistungen; 
2. HeiLfürsorge 
a) ärztliche Hilfe, . 
b) HeilmitteIl, 
c) HeiLbehelfe, 
d) Anstaltspflege, 
e) Zahn:behandlung, 
f) Aufenthalt in, KuIibädern und Heilstätten 

als er:weiterte Heilfürsorge einschließlich 
der übernahme der notwendigen Reise­
kosten; 

3. orthopädische Versorgung 
a) Ausstattung mit Körperersatzstücken, 

orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, 
Ib) deren Wiederlherstellung und Erneuerung; 
4. Ersatz der Kosten wegen Hilflosig.keit oder 

Blindheit; . 

5. Ersatz der Bestattungskosten. 

(2) Hillfe ist nur Personen zu leisten, die nicht 
über ein monatliches Eiilkommen verfügen, das 
über dem eineinhalbfachen Betrag des jeweiligen 
Richtsatzes für die Gewährung von Ausgleichs- , 
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2 40 der Beilagen 

zulagen gemäß § 292 Albs. 3 1it. a des Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetzes, BGBL Nr. 189/ 
1955, liegt. Diese Grenze erlhöht sich für die Ehe­
frau (den erwerhsunfähigen Ehemann) und für 
jedes Kind um das Eineinha1bfache der jeweiligen 
im § 292 Albs. 3 zweiter Satz des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes vorgesehenen Beträge, 
sofern .diese Angehörigen ülberwiegend von der 
zum Personenkreis des § 1 Ahs. 1 oder 4 gehören­
den Person erhalten werden. Für Witwen (Wit­
wer) hildet der eineinha;lbfache Betrag des jeweili­
gen Richtsatzes nach§ 292 Albs. 3 lit. b und für 
Waisen der eineinhalbfache Betrag des jeweiligen 
in Betracht kommenden Richtsatzes nach § 292 
Abs. 3 ~it. c des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes die Einkommensgrenze. Wer über kein 
ausreichendes Einkommen im vorstehenden Sinne 
verfügt, ruber ein Vermögen hat, das die Erzie­
lung eines Einkommens in Höhe der in Betracht 
kommenden Einkommensgrenze ohne Schmäle­
rung der SUlbstanz ermöglicht, ist von der Hilfe­
leistung aus.geschl'Ossen. 

(3) Auch wenn das Einikommen die Grenze 
nach Albs. 2 übersteigt, ist Heilfürsorge (§ 4) oder 
orthopädische Versorgung (§ 5) an Beschädigte 
zu erbringen, die zur Wiederherstellung ihrer 
Gesundheit für die unbedingt notwendigen Hei­
lungskosten (§ 1 Abs. 1) einen solchen Betrag 
aufwenden müßten, daß dadurch ihr vel"'b~eilben­
des monatliches Einkommen durch mehr a1s sechs 
Monate unter die nach Abs. 2 in Betracht kom­
mende Grenze sinken würde. Wären die Hei­
lungskosten innerhalb eines kürzeren Zeitraumes 
aufzuwenden, so ist ihr Gesamdbetrag auf einen 
Zeitraum von sechs Monaten aufzuteilen. Glei­
ches gilt für den Ersatz der Kosten wegen Hilf­
losigkeit 'Oder Blindheit (§ 6), wenn das Einkom­
men der 'Beschädigten durch .die untbedingt not­
wendigen Kosten, die die Hilflosigkeit oder 
Blindheit verursacht, unter die nach Abs. 2 in 
Betracht kommende Grenz·e sinken würde. 

, I 

(4) Als Einkommen gelten alle tatsächlich er­
zielten und erzie1baren Einkünfte in Geld- oder 
Güterform einschließlich al1fätliger Unterhalts­
leistungen, soweit sie auf einer gesetzlichen Pflicht 
beruhen. Außer Betracht Ibleiben bei der Fest­
stellung des Einkommens W ohnungsbeihrlfen 
nach dem Bundesgesetz vom 21. September 1951, 
BGBL Nr. 229, Fami1ienJbe~hilfen nach dem Fami­
lienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBL Nr. 376, 
Leistungen der a'llgemeinen Fürsorge und der 
freien Wohlfahrtspflege sowie Einkünfte, die 
wegen des ibesonderen körperlichen Zustandes 
gewährt werden (Hilflosenzuschuß, Pflegezulage, 
Blindenzulage und gleichartige Leistungen). 

Geldleistungen 

§ 3. Geldleistungen (§ 2 Albs. 1 Z. 1) sind mO-' 
natlich jewei;ls in Höhe des Betrages zu erbringen, 

der dem Beschädigten ·durch die erlittene Körper­
verletzUng oder Gesundheitsschädigung als Ver­
dienstentgang oder dem Hintet1bliebenen durch 
den Tod des Unterhaltspflichtigen als Unterhalt 
entgangen ist oder künftighin entgeht. Sie dürfen 
jedoch zusammen mit dem Einkommen nach § 2. 
Albs. 4' die im § 2 Abs. 2 festgesetzte Einkom-' 
mensgrenze nicht überschreiten. 

Heilfürsorge 

§ 4. (1) Hilfe nach § 2 Albs. 1 Z. 2 ist nur für 
Körperverletzungen und Gesundheitsschädigun­
gen im Sinne des § 1 A:bs. 1 zu leisten. B'eschädigte, 
die infolge einer Handlung im Sinne des § 1 eine 
zumutJbare . Beschäftigung, die den krankenver­
sicherungsrecht!lichen SchUtz gewährleistet, nicht 
mehr ausütben . können, sowie Hinterbliebene 
(§ 1 Albs. 4)erlhalten He~1fürsorge bei jeder Ge­
sundheitsstörung. Die örtlich zuständige Gebiets­
krankenkasse hat die im § 2 Abs. 1 Z. 2 ange­
führten HiLfeleistungen in dem Umfang zu er­
bringen, wie sie Pflichtversicherte als Pflichtlei­
stungen oder freiwillige Leistungen nach gesetz­
lichen und satzungsmäßigen 'Bestimmungen er­
halten. 

(2) Den Trägern der Krankenversicherung wer­
den .die entstandenen Kosten und der entspre­
chende Anteil an den VerwaltungSikosten vom 
Bund ·ersetzt. Der Bundesminister für soziale Ver­
waltung ist ermächtigt, diesen Ersatz in Pausch­
beträgen zu gewähren. Er setzt die Pauschbeträge 
nach Anhöruno- des Hauptverlbandes der öster-

b • • 

reichischen SO'zi:ilversicherungsträger !in Emver-
nehmen mit dem Buridesminister für Finanzen 
fest. 

(3) Haben Beschädigte oder Hinterbliebene .die 
Kosten .der Heilfürsorge seltbst getragen, so smd 
ihnen diese Kosten in der Höhe zu ersetzen, die 
dem Bund erwachsen wären, wenn die Heilfür­
sorge durch den Träger der Krankenversicherung 
auf Grund dieses Bundesgesetzes er:bracht worden 
wäre. 

Orthopädische Versorgung 

§ 5. (1) Hilfe nach § 2 Abs. 1 Z. 3 ist nur für 
Körperverletzungen und GesundheitssChädigun­
gen im Sinne des § 1 Abs. 1 zu leisten. Beschä­
digte, die infolge einer Handlung im Sinne des 
§ 1 eine zumutbare Beschäftigung, die den kran­
kenversicherungsrechtlichen Schutz gewährleistet, 
nicht mehr ausüben können, sowie Hinterblie­
bene (§ 1 Abs. 4) erhalten orthopädische Versor­
g'ung bei\jedem Körperschaden. 

(2) A~t und Umfang der Ausstattung mit 
Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen 
HilfsmitJelnsowie der,en Gebrau.chsdauer richten 
sich na~ der Anlage zu den §§ 32 und 33 des 
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBL 
Nr. 152.1 

\ 

\ 
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(3) Beschafft sich ein Beschädigter oder ein Hin­
ter!bliebener ein Körperersatzstü~, ein orthopä­
disches oder anderes Hilfsmittel selbst, so sind 
ihm die' Kosten zu ersetzen, die dem Bund er­
wachsen wären, wenn die orthopädische Versor­
gung auf Grund dieses Bundesgesetzes durch die­
sen erfolgt wäre. 

Ersatz der Kosten wegen Hilflosigkeit oder 
Blindheit 

§ 6. Ist ein Beschädigter infolge einer Hand­
lung im Sinne des § 1 voraussichtlich dauernd 
hilflos oder blind geworden, so können ihm die 
unbedingt notwendigen Kosten, die die Hilflosig­
keit oder Blindheit verursacht, ersetzt werden. 
Der Kostenersatz vermindert sich um den Be­
tr~g der Leistung, die wegen dieses Zustandes auf 
Grund anderer gesetzlicher Vorschriften gewährt 
wird. 

Ersatz der Bes~attungskosten 

§ 7. Hatte eine Handlung im Sinne des § 1 den 
Tod eines Menschen zur Folge, dann sind den 
Hinterbliebenen (§ 1 Abs. 4) die Kosten der Be­
stattung, . die sie bestritten haben, bis zur Höhe 
des zweifachen Betrages des jeweiligen Richtsatzes 
für die Gewährung von Ausgleichszulagen nach 
§ 292 Abs. 3lit. a des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesctzes zu ersetzen. Einmalige Leistun­
gen, die aus Anlaß des Todes aus Mitteln der 
Sozialversicherung oder sonstigen öffentlichen 
Mitteln gewährt werden, sind anzurechnen. 

Ausschlußbestimmungen 

§ 8. (1) Hilfeleistungen sind dem Beschädigten, 
im Falle seines Todes seinen Hinterbliebenen, 
nicht zu gewähren, wenn entweder der Beschä­
digte oder der Hinterbliebene 

1. am Verbrechen beteiligt gewesen ist, 
2. ohne einen von der Rechtsordnung aner­

kannten Grund den Täter zu dem verbrecheri­
schen Angriff vorsätzlich veranlaßt oder sich ohne 
anerkennenswerten Grund grobfahrlässig der Ge­
fahr ausgesetzt hat,' Opfer eines Verbrechens zu 
werden, 

3, an einem Raufhandel teilgenommen und da­
bei die Körperverletzung oder die Gesundheits­
schädigung (§ 1 Abs. 1) erlitten hat oder dabei 
getötet worden ist (§ 1 Abs. 4) oder 

4. es schuldhaft unterlassen hat, zur Aufklä­
rung des Verbrechens, zur Ausforschung des Tä­
ters oder zur Feststellung des Schadens beizutra­
gen. 

(2) Von Hilfeleistungen sind Personen ausge­
schlossen, die auf ihre Schadenersatzansprüche aus 
dem Verbrechen verzichtet haben. 

(3) Von Geldleistungen sind Personen ausge­
schlossen, die ein ihnen zumutbares Heil- oder 

Rehabilitationsverfahren ablehnen oder durch ihr 
Verhalten den Erfolg eines solchen Verfahrens 
gefährden oder vereiteln. " 

(4) Die Geldleistungen (§ 2 Abs. 1 Z. 1) sind 
in dem Ausmaß zu mindern, als es der Beschä­
digte oder Hinterbliebene vorsätzlich oder grob­
fahrlässig' unterlassen hat, zur Minderung des 
Schadens beizutragen. 

(5) Von der Iieilfürsorge sind Personen aus­
gesmlossen, die einer gesetzlichen Krankenver­
sicherung unterliegen oder freiwillig krankenver­
sichert sind oder für die als Familienangehörige 
ein Anspruch auf Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung besteht. 

(6) Von der orthopädischen Versorgung sind 
Personen ausgeschlossen, die. auf' Grund gesetz­
licher Vorsc.11Ciften Anspruch auf gleichartige 
Leistungen haben. Schadenersatzansprüche auf 
Grund bürgerlich-rechtlicher Vorschriften gelten 
nicht als gleichartige Leistungen. 

Ansuchen um Hilfeleistungen und ihre Erledigung 

§ 9. (1) Ansuchen um Hilfeleistungen sind von 
dem Landesinvalidenamt entgegenzunehmen, in 
dessen Sprengel der Leistungswerber seinen 
Wohnsitz hat; ist kein solcher begründet, so ist 
der Aufenthaltsort maßgebend. Hat der Lei­
stungswerber seinen Wohnsitz im Ausland, hat 
das Landesinvalidenamt für Wien, Niederöster­
reich und Burgenland das Ansuchen entgegenzu­
nehmen. 

(2) Ober Ansudlen um Gewährung von Hilfe­
leistungen nach § 2 befindet der Bundesminister 
für soziale Verwaltung nach Anhörung eines Bei­
rates (§ ,11). Die Feststellung des Sachverhaltes 
und die Durchführung obliegendem örtlich zu­
ständigen Landesinvalidenamt nach den Weisun­
gen des Bundesministers für soziale. Verwaltung. 

(3) Das Landesinvalidenamt hat festzustellen, 
ob wegen des dem Ansuchen zugrunde liegenden 
Sachverhaltes ein gerichtliches Strafverfahren ein­
geleitet worden ist und, gegebenenfalls, in wel­
cher Lage sich dieses Verfahren befindet. Die 
Strafgerichte erster Instanz und die Staatsanwälte 
haben eine entsprechende Anfra~e des Landes­
invalidenamtes unverzüglich zu beantworten. Hat 
der Staatsanwalt die Anzeige zurü~gelegt oder 
ist er von der Verfolgung oder der Anklage zu­
rückgetreten, so hat er die Gründe hiefür mitzu­
teilen. Ferner haben die Finanzämter, Sicherheits­
behörden und Sozialversicherungsträger auf Ver­
langen über die im Rahmen ihres Wirkungs­
bereiches festgestellten Tatsachen Auskunft zu ge­
ben. Die Auskunftspflicht erstreckt sich jedoch 
nicht auf Tatsachen, die aus finanzbehördlichen 
Bescheiden des Leistungswerbers ersichtlich' sind. 

(4) Soweit die Feststellung des Sachverhaltes 
von Fragen abhängt, die in das Gebiet ärztlichen 
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Fachwissens fallen, sind die laut Verzeichnis der 
Landesinvalidenämter bestellten ärztlichen Sach~ 
verständigen zu befragen. Andere als die laut 
Verzeichnis der Landesinvalidenämter bestellten 
Sachverständigen dürfen nur dann beigezogen 
werden, wenn Gefahr im Verzug ist, die erforder­
liche Untersuchung des Beschädigten nicht oder 
nur mit Erschwernissen möglich wäre oder für 
ein Fach keine Sachverständigen bestellt sind. Für 
die Entlohnung für Zeitversäumnis und Mühe-

. waltung der ärztlichen Sachverständigen gilt der 
§ 91 des Kriegsopferversorgung~gesetzes 1957~ 

Beginn und Ende der Hilfeleistungen, Rückersatz 

§ 10. (1) Leistungen nach § 2 dürfen nur von 
dem Monat an erbracht werden, in dem die Vor­
aussetzungen hiefür erfüllt sind, sofern das An­
suchen binnen sechs Monaten nach der 'Körper­
verletzung .oder Gesundheitsschädigung (§ 1 
Abs. 1) bzw. nadl dem Tod des Beschädigten (§ 1 
Abs. 4) gestellt wird. Wird das Ansuchen erst 

. nam Ablauf dieser Frist gestellt, so sind die Lei-
stungen von dem Monat an zu erbringen, in dem 
um diese angesucht wird. 

(2) Hilfeleistungen dürfen nur erbramt werden, 
wenn vorher vereinbart wird, daß 

1. der Empfänger jede für den Bezug der Lei­
stung maßgebende Anderung unverzüglich dem 
zuständigen Landesinvalidenamt zu melden hat, 

2. die Hilfeleistung endet, wenn sich die für die 
Hilfeleistung maßgebenden Umstände ändern, 
nadmäglich ein Ausschließungsgrund (§ 8) ein­
tri~t oder nachträglim hervorkommt, daß die 
Voraussetzungen für eine Hilfeleistung nicht ge­
geben sind, 

3. der Empfänger, . der den Bezug oder Fort­
bezug der Leistungen vorsätzlich oder grobfahr­
lässig durch unwahre Angaben, Verschweigung 
maßgebender Tatsachen oder Verletzung der 
Meldepflic~lt im Si~ne der Z. 1 herbeigeführt hat, 
vorbehalthch sonstiger bürgerHm-remtlicher An­
sprüche, zum Ersatz des unberechtigt Empfan­
genen verpflichtet ist. 

(3) Auf ,die Rückforderung von i1l'ach Abs. 2 
zu Unrecht bezogenen Beträgen kann bei Vor­
liegen b~rücksimtigungswül1diger Umstände, be­
sonders 111 Berücksichtigung ,der. Familien-, Ein­
kommens- und Vermögensverhältn:isse des Emp­
fängers, verzidltet werden. Eine Vereinbarung 
'über die Erstattung in Teilbeträgen ist zulässig. 

Beirat 

§ 11. (1) Beim Bundesministerium für soziale 
Verwailtung wird ein Beirat ,für Hilfeleistungen 
an Opfer von Verbremen (Beirat) errichtet. Der 
Beirat hat die Aufga:be, den Bundesminister für 
soziale Verwaltung hei der. Durdtf:ührung dieses 
Bundesgesetzes zu :beraten. Er ist weiters vor der 

Gewährung von Hilfeleistungen nach § 2 zu 
hören. Der Bei'rat kann einzelne seiner Mitglie­
der allgemein und auf jederzeitigen Widerruf er­
mächtigen, zu Ansumen um Hilfeleistungen 1m 
Namen des Beirates Stellung zu nehmen. 

(2) Der Beirat bes~ehtaus 
a) dem Vorsitzenden, 
b) einem Vertreter des Bundesministeriums 

für ,sozial~ Verwaltung, 
c} je einem Vertreter des Bundesministeriums 

für Finranzen, des Bundesministeriums für 
Inneres und des' BUIllde'smini;teriums für 
Justiz, I . 

cl) je ,zwei Vertretern der Di·enstnehmerU:nd 
der Dienstgeber, 

e} der erforderlichen Anzahl von Ersatzmit­
gliedern für jedes der uiliter den lit. abis d 
genannten Mitglieder. 

(3) Die Voi-s'chläge für die Bestellung der im 
Albs. 2 lit. c genannten Vertreter und deren Er­
satzmitgli·eder werden vom zustän'digen Bundes­
minister erstattet. 

. (4) Die Vorschläge für die Bestellung der 
DienstnehI11ervertreter erstatten für je ein . Mit­
glied und dessen Ersa,tzmitglied der österreichi­
sdte Arbeiterkammertag und die Gesamtheit der 
gesetZlichen Interessenvertretun,~n der land~ und 
forstwirtschaftlichen Dienstnehmer. Die V or­
sdtläge für die BesteLlung ,der Dienstgebervertre­
ter erstatten für je ein Mitglied und' dessen Er­
satzmitglied die BundeSlkammer der gewerblichen 
Wirtsm'aft und die Präsidentenkonferenz der 
Landwiroschiaftsikammern österreichs. 

(5) Als Mitglieder (Ersatzmitglieder) können 
nur österreichische Staatsbürger bestellt werden, 
die das 24. Lebensjaihr. vollendet halben und 
eigenberechtigt sind. Ausgeschlossen vom Amt 
eines Mitgliedes' (Ersatzmitgliedes) sind Personen, 
die nach dem Geschwornen- und Smöffenlisten-. 
gesetz, BGBt Nr. 135/1946, wegen einer straf­
remtlidt,en Verurteilung zum Amt· eines Ge­
schwornen oder Schöffen unfähig sind. 

(6) Die Mitglieder des Beirates werden vom 
Bundesminister für S02iaIe Verwaltung auf die 
Dauer von fünf Jllhren besteHt. Eine vorzeitige 
EntJhebung ist vorzunehmen, wenn ein der Be­
stellung entgegenstehendes gesetzliches Hindernis 
hekannt wird oder sich das Mitglied ei'rier grohen 
Verletzung oder 'dauernden Vernaddässigung 
seiner Pflimten schuldig gemacht' hat. 

(7) Den Vorsitz führt ein vom. Bundesminister 
für soziale Verw:altung aus dem Stanlde des Bun­
desmiriist'eriums für soziale Verwaltung Ibestell­
ter rechtskundiger Beamter. 

(8) Die Mitglieder des Beirat~s haben Anspruch 
auf Erslltz der Reise- und Aufenthalts~osten so­
wie auf Entsdtädigung für Zeitversäumnis ent-
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sprechend den Bestimmungen und Tarifen, die 
für Schöffen nach dem Ge!bührenanspruch~gesetz 
1965, BGBl. Nr. 179, .gelten; daruber hinaus ge­
bührt ihnen nach dem Ausmaß ihrer Vethand­
lungstätigkeit ein Sitzungsgeld, dessen Höhe vom 
Bundesminister für soziale Verwaltung im Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für Financ.. 

, zen bestimmt wird. 

Einkommensteuer- und Gebührenfreiheit von 
Hilfeleistungen 

§ 12. (1}Die auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erbrachten Gddleistungen unterHegen nicht der 
Einkommensteuer. 

(2) Alle Eingaben und Vol1machten in Angele­
genheiten der Durchführung dieses Buooes­
g·esetzes sind von den Stempelgebühren befreit.' 

Übergang von Ersatzansprümen 

§ 13. Können Personen, denen Leistungen nach 
diesem Bundesgesetz erbrachit wel'den, den Ersatz 
des Schadens, ,der i:hnen durch die HandLung im 
Sinne, des § 1 emachsen ist, auf Grund anderer 
gesetzlicher Vorschriften (beanspruchen, so gelht 
der Anspruch auf den ,Bund insoweit über, als 
dieser Leistungen nach diesem Bundesgesetz er­

'bringt. Für die Wirksamkeit dieses Forderungs­
überganges ,gegenüber demSchadenersatzpflichti­
gen gelten der letzte Satz des § 1395 und der 
erste Satz Ides § 1396 des' allgemeinen bürger­
lichen Gesetzbuches sinngemäß. 

Ersatz von Fürsorgeleistungen 

§ 14. (1) Unterstützt ein Fürsorgeträger auf 
Grund einer gesetzlichen Pflicht einen Besch'ädig­
ten oder Hinterbliebenen für eine' Zeit, für die 
ihm nachträglich finanzielle Hilfe nach diesem 
Bundesgesetz gewäihrt wird, so sind dem Für­
sorgeträ,ger die vondi,esemgeleisteten Unterstüt­
zungen his zur Höhe der nach diesem Bundes­
gesetz bewilligten Leistnlngen durch den Bund 
zu ersetzen. 

(2) Die Geldleistung·en nach, ,diesem Bundes'­
gesetz vermindern sich um die Beträge, die zur 
Befriedigung des Ersatzanspruc.h~s des Fürsorge­
trägers aufgewendet 'wurden. , 

Belehrung 

§ 15. In Strafverfahren wegen eines Verbre­
chens sind Personen, di,edurch dieses Verbrech,en 

geschädigt w'O'men sind und für Hilfeleistungen 
nach .diesem Bundesgesetz in Betracht kommen, 
über dtieses Bundesgesetz iu belehreIli.; Die Be­
lehrung ()bliegt dem Strafgericht erster Instanz, 
wenn, jedoch der S~aatsanwalt die Anzeige zu­
rücklegt, diesem. 

Finanzielle Bestimmungen 

§ 16. Der aiUS rdies·em BundesgesetJz erwach ... 
sende Aufwand einschiließlichdes Verwaltungs­
'aufwandes ist aus Bundesmitteln zu bestreiten. 

Inkrafttreten 

§ 17. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am L Juli 
1972 in Kraft. ' 

(2) Dieses Bundesgesetz 'ist auch anzuwenden, 
wenn die Handlung im Sinne des § 1 Abs. 1 
oder 4 nach Alblauf des< 31. Dezember 1969 ge­
setzt wurde. 

Vollziehung und Durdlführung 
, ' 

§ 18. (1) Mit der VoHziehung qieses ,Bundes­
gesetzes sind :betraut 

1., hinsichtlich des §4 der 'Bundesminister, für 
soziale Verwaltung, hinsichtlich· des Abs'. 2 im 
Einvernehmen mit !dem Bundesminister für 
Finanzlen, 

2. hinsic.htIichdes § 11 der Bundesminister für 
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen, dem Bundesmini­
ster für Inneres und dem Bundesminister für 
Justiz, 

3. hinsichdic.h des § 9 Abs,. 3 .!etzter Satz und 
Ahs. 4 letzter Satz, des § 12 sowie des § 16 der 
Bun,desminister für sO'liale Verwaltung im Eiri­
vernehmen mit dem Bundesminister für Finan~ 
zen,· 

4. hinsichtlichl des § 9 Albs. 3 zweiter unddrit­
ter Satz :sowie der §§ 13 und 15 der Bundes­
minister für Justiz und 

5. hinsichtlicll des § 9 Albs. 3 vorletzter Satz 
der Bundesminister für soziale Verwal,tung im 
Einrvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen und dem Bundesminister für Inneres. 

(2) Mit der Durchiführung der vom Bund als 
Träger von Privatrechten nach diesem BundeS'­
gesetz zu besorgenden Aufgahen ist der Bundes­
minister für so·ziale Verwaltung im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Justiz betmut. 

.\ 
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Erläuterungen 

Der Nationalrat und der Bundesrat haben am 
26. März 1969 bzw. am 25. Apri11%9 folgende 
gleichlautemie Entschließungen gefaßt: 

"Anläßlich der V,er'atbschiedung des Strafvoll­
zugsgesetzes, d'as· den Vollzug von Freiheitsstra­
fen einer grundlegenden, von humanitärem Geist 
gegenüber d·em Rechtsbrecher getragenen Neu­
ordnung zuFührt, eruchtet es der Nation:alrat 
(Bundesrat) als Gebot der Menschlichkeit und 
Ger,echtiglkeit, daß in Hinkunft Personen, die 
'durch Verbrechen unverschuMet dauernden und 
schweren gesundheitlichen Schaden erleideIll, ins­
besondere durchi salme verbrecherischen Hand­
lungen dauernd erwerbsunfähig werden, eine an­
gemessen,e Hilfe seitens der Allgemeinheit zuteil 
wird. Die Bundesregierung wind daher ersucht, 
zu prüfen, in welchen Fällen und auf welche 
Weise solche Personen - sofern sie nich,t bereits 
durch hestehende sozialversicherungsrechtliche 
oder sonsti.ge Viorschriften für den Invaliditäts­
f;all versorgt sind - angemessen entsch,ädigt wer­
den können, und dem. NationalI'at (Bundesrat) 
hierüber einen umfassenden Bericht vorzulegen." 

Im Hinblick darauf, daß die Angelegenheit 
nicht derStrafrechtspflege zugezählt werden 
kann, sondern am ehesten dem Bereiche der 
Sozialfürsol'ge zuzuordnen ist und für die. Durch­
führung des Gesetzes bereits geeignete BelhöJ:1den, 
nämlich die Landesinvalidenämter, zur Verfü­
gung stehen, hat 'es ~Ias Hundesministerium für 
soziale Verwaltung ütbernommen, v·orerst eine 
Prüfung des Fragenkomplexes in die Wiege zu 
leiten. Da es sich um ein völlig neu es Rechtsge­
biet handelt, bedurfte die Prüfung der Materie, 
insbeson:dere hinsichtlich der verf'assungsrechr­
lichen Grundlage, der ~bgrenzung des Personen­
kreises und des Leistungssystems eingehender 
StUidien. 

Nachiforschungen im Wege des Bundesministe­
riums für Auswärtige Angelegenheiten haben er­
geben, daß es Rich:t1inien für die Entschädigung 
von Verlbrechensopfern in Gl'oßbridmnien und 
verschiedenen anderen Sta,aten des anglikanischen 
Riechrsbereiches gibt. Es hat sich jedoch gezeigt, 
daß aus diesen Richtlinien mit Rücksicht auf die 

verschtiedenen Rechtssysteme für die österreichi­
sch.e Rechtsordnung kaum etwas zu gewinnen. ist. 
Das ,deutsche Bundesministerium für Justiz hat 
mitgeteilt, daß sich der gegenständliche Fra.gen­
komplex noch im Prüfungs~tadium befindet. Der 
deutsche Bundestag und die zuständigen Behör­
den in der Bundesrepublik Deutschland sind an 
einer Lösung dieses Problems sehr interessiert 
und haben den Austausch von Informationen 
über die weitere Entwicklung auf diesem Gebiet 
begrüßt. 

Nach Abschluß der Ermittlungen h~t die da­
malige BUn'desregierung dem Nationalrat brz.w. 
Bundesrat 'Berich·t erstattet. In dies,em Bericht 
wurde inslbesondere ausgeführt, daß die Kompe­
tenzbestimmungen der Art. 10 und 11 desB-VG 
nach_ Ansicht des Bundeskanzleramtes - Ver­
fassungsdienst und des Bundesministeriums für 
Justiz keinen Tatbestand enthalten, .der die ver­
Jassungsmäßige Grundlage für die vorliegende 
Rechtsmaterie bilden könnte. Aber auch eine 
Unterstellung unter den Kompetenztat:bestand 
des Art. 12 "Armenwesencc wäre äußerst proble­
matisch, da in dieser Angelegenheit dem Bund 
lediglich die Grunclsatzgesetzgebung zustehe und 
eine einheitliche Vollziehung daher kaum zu er­
reich·en sei. Es wäre daher erforderlich, entweder . 
die Zuständigkeit des Bundes in der Gesetz­
gebung und Vollziehung durch eine Verfassungs­
bestimmung zu schaffen oder ähnlich wie im Ar­
beitsmarktförderungsgesetz die Hilfeleistung im 
Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung auf 
Grund des Art. 17 B-VG durch den Bund zu 
gewähren. 

Der gegenständliche Gesetz,entwurf, der im 
Einvernehmen mit dem Bundeskanz1eramt-Ver­
fassungsdienst, Bundesminis'terium für Justiz, 
Bundesministerium für Inneres und Bundesmini­
sterium für Finanzen erstellt wurde, sieht die 
Gewährung von Hilfeleistungen im Rahmen des 
Art. 17 B-VG vor, wenn auch in der Literatur 
verschie~entlich Bedenken in rechtsstaatlicher 
Hinsicht .gegend'ie R,egelung einer Materie, die 
nach den Kompetenzbestimmungen nicht dem 
Bund zusteht, im Rahmen der Privatwirtschafts-
verwaltung ,geltend gemacht wUl'den. . 
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Für diese Regelung sprechen jedoch folgende 
Erwägungen: Die Pflicht zur Schaden5gut­
machungan Opfern strafbarer Handlungen 
schlechthin, also nicht nur an Opfern von Ver­
brecheIlI, trifft nach den Vmschriften des bürger­
lichen Rechtes den Schädiger. Das Mütiv für die 
staatliche Hilfeleistung liegt demnach nicht im 
Mangel eines Anspruches. auf Schadloshaltung, 
sondern in der Unmöglich!keitdiesen Anspruch 
durchzusetzen. Durch das vorliegenae Gesetz süH 
somit nicht ein weiterer Anspruch auf Schadlos­
haltung, sondern die Möglich!keit der Vorleistung 
durch den Bund geschaffen wel1den; dies deshalb, 
weil der Schädiger in den seltensten Fällen in 
der Lage' sein wird, die Scha,denersatzanspl:'üche 
des Geschädigten zu erfüllen. Der Bund tritt da­
durch, daß er vorläufig Pflichten des Schädigers 
übernimmt, als Rechtssubjekt des Privatrechtes 
auf. Hiehei war zu heachten, daß eine Regelung 
im Rahmendes Art. 17 Abs. 1 B-VG Bestim­
mungen erfoI'dert, die sich auf den Bund als Trä­
ger von Privatrechten beziehen, das. heißt, daß 
ein solches Gesetz grundsätzlich nur Se1bstJbin­
dungen für den Bund, jedoch keine Bindungen 
dritter Personen entJhalten darf. Im Hinblick auf 
das Rechtsschutzinteresse des in Betracht küm­
menden Personenkreises muß bereits im Gesetz 
umschrieben werden, unter welchen Bedingungen 
Hilfeleistungen gewährt werden können. 

Im Einz·elfall sind Vereinbarungen zwischen 
dem-Bund und den durch ein Verbrechen in 
ihrer Erwerbsfähigkeit gemind·erten Personen 
oder Hinterlbliebenen nach Verbrechensopfern 
erforderlich:. Der Geschädigte erhält somit erst 
aus dieser VereinJbarung einen 'Leistungsanspruch. 
Da der Hilfe nach dem vorliegenden Gesetzent­
wurf nur ger Charakter einer Vorleistung zu­
kommt, erscheint es nicht zweckmäßig, dem Ge­
schädigten unmittelbar aus .dem Gesetz ein sub~ 
jektives Recht, etwa in Fürm der Auslobung 
(§ 860 ABGB) einzuräumen. Im übrigen beruht 
der GesetzentWlUrtt .auf folg.enden Grundsätzen: 

a) Hilfe soll Opfern vün Verbl'echen wegen 
eines Personemchadens geleistet werden, 
wenn dem Beschädigten hiedurch Heilungs­
kosten erwachsen oder seine Erwerbsfähig­
keit gemin,dert ist oder im Falle des Todes 
seinen Hinterbliebenen der Unterhalt ent­
geht; 

. b) eine Entschädigung soll nur dann erfolgen; 
wenn im Einzelfalle der Beschädigte oder 
seine Hinter!bliebenen der Hilfe bedürfen; 

c) nicht schutzwürdige Personen sollen von 
der Hilfeleistung aus'geschlossen werden; 

d) Doppelentschädigungen sollen ausgeschlos­
sen werden; 

e) der Geschädigte hat nach Kräften zur Min­
derung des Scha'dens beizutragen. 

Im Begutadltungsverfahren wurde zu 'dem Ge­
set·zentwurif von zahlreichen Stellen ausführlich 
Stellung genommen. Soweit die Einwendungen 
und Anregungen nicht grundsätzliche Probleme 
hetreffen, werden sie bei den entsprechenden Ge­
setzesstellen erörtert werden. Der von verschie­
denen Stellen erhobenen Forderung, daß die 
Hilfeleistung .auch auf Vergehen unQ übertre­
tungen ausgedehnt weroen soll, konnte nicht 
Rechnung getragen werden, weil vorerst nur für 
Folgen von schweren RechtSbrüchen, für deren 
Entschädigung im allgemeinen nicht bereits auf 
andere Weise, z. B, durch eine gesetzliche Haft­
pflichtversicherung, vorgesorgt ist, Hilfe geleistet 
werden soU. Diese V:orstellungen lagen offenhar 
auch den eingangs zitierten Entschließungen des 
National- und Bundesrates zugrunde. 

Grundsätzlich sei darauf hingewiesen, daß die 
Materie absolutes juristisches Neuland bildet und 
es deshalb geboten ersch.eint, vor der endgültigen 
Lösung der zwe~f.el1os noch bestehenden Pro­
bleme erst die Aus.wirkungen der vorliegenden 
Regelung abzuwarten. 

Ober die Zahl der Personen, bei denen infolge 
eines V'Orsätzlichen Angriffes schwere und. 
dauernde Schäden an ihrer Gesundheit eingetre­
ten sind, gibt es keine vollständigen statistischen 
Unterlagen. Die vom Institut für Kriminologie 
der Universität Wien ermittelte Zahl von jähr­
lichl 50 :bis 65 Opfern von Verbrechen, bei denen 
gesundheitliche Dauerschäden vorliegen, umfaßt 
nur einen Teil .des für Hilfeleistungen nach die­
sem Bundesgesetz in Betracht kommenden Per-
. sonenkreises. Insbesondere sind in dieser Zahl die 
Personen, die dauernde psychische Schädigungen 
oder den Tod erlitten haben, nichtberücksich­
tigt. Weiters darf nicht übersehen we1"den, daß 
vieles als Unfall gezählt wi1"~, was die Folge der 
vorsätzlichen Herbeiführung einer Körperverlet­
zung ist und derzeit statistisch nicht erfaßt wer­
den kann. Immerhin schätzt das Institut für 
Kriminülogie der Universität Wien, daß allein 

. schon aus diesem Grunde die Anzahl der für 
Hilfeleistungen in Betl'acht kontinenaen Perso­
nen - Hintet'bliebene .ausgenommen - düppelt 
so hoch! sein dürfte, wie die oben genannte Zahl. 
Es ergibt sich demnach bei Berücksichtigung die­
ses Umstan:des und der jährlich herbeigeEülhrten 
vors'ätzlichen Tötungen von 80 bis 90 eine An­
zahl von jährlich 220 Fällen, die für Hilfeleistun­
gen nach diesem Bundesgesetz in Betrach't kom­
men könnten. Die ständige Vertreterversamm­
lung der österreichischen Rechtsanwaltskammern 
ist. bei der redttsvergleichenden Prüfung des Ge­
setzentwurttes im Rahmen des Begutachtungsver­
fahrens j'edoch zur Auffassung .gehm.gt, daß die 
Schätzung über die Zahl der voraussichtlichen 
Anträge eher zu gering ausgefallen sein dürfte. 
Weiters wären nodt jene Opfer zu berücksich­
tigen, die bisher ·keine Anzeige erstattet haben 

40 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 7 von 16

www.parlament.gv.at



8 40 der Beilagen ' 

(z. B. Sittlichkeitsverbrechen), bei denen aber da­
mit zu rechnen ist, daß sie im Falle, daß sie aus 
den an ihnen begangenen Verbrechen materiellen 
Nutzen ziehen können, fgr eine strafrechtlhhe 
Verfolgung der Täter sorgen werden. Die An­
zah} der im Ausland an österreichischen Staats­
bürgern verübten Vertbrechen, fUr die Hilfelei­
stungen gewährt werden können, ist nicht ab­
schätzbar. Ferner kann auch, nicht annähernd ge~ 
schätzt werden, wieviele 'Personen tatsächlich die 
Voraussetzungen f.ür die Gewährung von Hilfe­
leistungen erfüllen. Dies gilt inshesondere für die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Opfer und den 
Verdienst- bzw. tJ nterhaltsen tgang. 

Beim derzeitigen Beschäftigungsstand und bei 
den derzeitigen VerdienstveI1hältnissen muß an­
genommen werden, daß höchst>ens etwa ein Drit­
tel der angeführten Personenzahl, d\1s sin'd 
73 FäHe, eine Entschädigung erhalten werden. 
Nimmt mlan ferner an, daß die Geldleistungen 
für, jedes Verbrechensopfer im Durchschnitt 
1000 S monatlich betl1agen, würde dies einen 
finanzrellen Aufwand von jährlich 0·87 Millio­
nen Schilling bedingen. Zusammen mit den Ko­
sten für Heilbehandlung und orthopädische v: er- ' 
sorgung kann das finanzielle Erfordernis jährlich 
mit 1 MiHion Schilling geschätzt werden. Aller­
dings ist zu berücksichtigen, daß Hilfeleistungen 
aruch Personen erhalten sollen, die nach Ablauf 
des 31. Dezember 1969 Opfer von Verlbrechen 
gewo!'den sind (§ 17), wodurch sich der ange­
führte Betrag in den ersten Jahren nach Inkraft­
treten des Gesetzes etwas erhöhen könnte. 

, Schließlich würde die'DurchiflÜhrung des Gesetzes' 
es erfordern, daß bei den Landesinvalidenämtern 
und beim BUDIdesministerium für soziale Ver­
waItung insgesamt 8 Dierutposten zusätzlich ge­
schMfen wel'den. 'Bei der Festsetzung der Zahl 
der ,zusätzlichen Dienstposten muß berücksichtigt 
werden, daß die Zahl der einlangenden Anträge 
die Zahl der positiven ErIedigungen um ein Viel­
faches übersteigen wird. 

Für die 'finanzielle Bedeckung ist im Entwurf 
des Bundesvoransclilages für das Jahr 1972 nicht 
vorgesorgt. Eine diesbezügliche finanzgesetzliche 
Regelung wirrd dalher noch zu treffen sein. 

Zu § 1: 

, Entsprechend den eingangs hezeichneten Ent­
schließungen des Nationalrates und des Bund,es­
rates sieht -der Entwurf Hilfeleistungen des Bun­
des an unQemittelte oder minderbemittelte Per­
sonen vor, die durch ein Verbrechen so sch,wer 
verletzt oder in ihrer Gesundheit geschädigt wur­
den, daß sie in ~hrer Erwerbsfähigkeit gemindert 
sind oder hohe Heilungskosten aufzuwenden 
haben. Ferner schlägt der'Entwurf auch die staat­
liche Unterstützung unbemittelter oder minder­
bemittelter Hinterbliebener von Personen vor, 
die durch ein Verbrechen den Tod fanden. 

Nach dem Entwurf ist es erforderliCh, daß es 
sich bei der Tat um ein Verbrechen im engeren 
Sinn. h'and~lt. Hilfe kann daher, nicht gewährt 
werden, wenn nur ein Vergehen oder eine über­
tretung vorliegt oder wenn der Täter nicht vor­
sätzlich oder nicht rechtswidrig gehandelt hat. 
Hingegen soll es nrach dem Entwurf nicht darauf 
ankommen, oh der Täter verfolgt oder hestr\1ft 
werden darf. Demri-ach soll die staatliche Unter­
stützung. auch dem Opfer solcher Verbrechen zu­
teil werden, bei denen der Täter etwa wegen 
Zurechnungsunfähigkeit, oder weil er die Tat in 
einer entschuldigenden Notlage 'begangen hat, 
oder wegen Verjährung oder diplomatischer Im­
munität nicht :!bestraft oder verfolgt werden 
kann. Desgleichen ist es auf die Gewährung von 
Hilfeleistungen dhne Einfluß, daß der Täter 
nicht ermittelt werderi kann oder es ihm gelun­
,gen ist, sich der österreich ischen Straf justiz zu 
entziehen. 

, Der ',Entwurf sieht die staatlichen H~lfeleistun­
gen nur tür österreichisChe StaatSbürger vor. Die 
Unterstützrung von Ausländern, auch wenn diese 
anJäßlich ihres Aufenthaltes in, österreich Opfer 
eines Verbrechens wurden, soll deren Heimat­
staaten überlassen wel"lden. Übrigens wäre die 
Feststellung der wirtschaftlichen Verhältnisse 

'eines Ausländers oft mit unÜ'berwin:dlichen 
Schwierigkeiten verbunden. Ohne Einfluß hinge­
gen 5011 es sein, wo das Verbrechen begangen 
wiiro. Demnach kommen für Hilfeleistungen 
auclr österreichische Staatsbürger in Betracht, an 
denen im Ausland ein Verbrechen verühtwird. 
Dies erscheint insbesondere deshalb ge!boten, weil 
ösrerreich!ische Staatsbürger, die im Ausland Op­
fer eines Verbrechens werden, im allgemeinen 
vom Aufenthaltsstaat keine Entschädigung erhal­
ten. Im übrigen wer-den Doppelentschädigun,gen 
durch die Subsi<ifarität der Hilfeleistungen aus-
geschlossen. ' 

'Ob die V oraussetliungen für die Gewährung 
von Hilfeleistungen im Einzelfall gegeben sind, 
solL möglichst ohne ein aufwendiges Beweisver­
fahren festgestellt werden. Der Entwurf be­
stimmt daher, ,daß sich das Zur Gewährung von 
Hilfeleistungen berufene Organ mit der Feststel­
lung der Wahrscheinlichkeit der tatsäd:t1ichen 
Voraussetzungen begnügen darf. Eine ähnliche 
Regelung befindet sich im § 4 des Kriegsopfer­
versorgungsgesetzes 1957, das ebenfalls die Ver­
sorgung von der WaihrscheinJichkeit des ursäch­
lichen Zusammenhanges zwiJschen der Gesund­
heitsschädigung und dem schädigenden Ereignis 
abhängig macht. Darü'ber, ob ein Verbrechen 
vorliegt 'Oder nicht, wird in der Regel 
der Ausgang des Strafverfahrens gegen den Täter 
Aufschluß geben. Nach dem § 9 Abs. 3 des Ent­
wurfes haben, ,die Landesinvalidenämter deshalb 
festzustellen, ob wegen des dem Ansuch'en zu­
grunde Hegenden Sachverhaltes ein Str\1fverfah­
ren eingeleitet woroen ist und in welcher Lage 
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es sich befindet. Die Staatsanwälte sind verpflich-
, tet, auf solche Ansuchen hin gegebenenfalls auch 

die Gründe für die lEinsteIlung eines Strafver­
fahrens mitzutden. Eswird aber nicht in jedem 
Fall möglich sein, sich auf die Ergebnisse eines 
gerichtlichen Strafverfahrens zu s~ützen; so etwa 
dann nicht, wenn der Täter nicht ermittelt wer­
den kann oder es ihm gelingt, Sidl der österrei­
dlischen Straf justiz zu entziehen. Davon abge­
sehen, wird es häufig notwendig sein, dem Opfer 
eine& Veribrechens mögIichrt rasch Hilfe zu lei­
sten. Müßte in 'solchen Fällen die rechtskräftige 
Beendigung des Strafverfahrens ahgewartetwer­
den, so käme die staatlichie Hilfe oft ZI\l. spät. Der 
Entwurf ermÖglicht daher Hilfelieistungen auch 
bereits vor Einleitung eines gerichtlichen Straf­
verfahrens oder vor dessen rechtSkräftiger Be­
endigung. 

Der Gesetzentwurf sieht in Anlehnung an das 
bürgerliche Recht Hilfeleistungen wegen Gesund­
heitsschädigungen, die mit einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit verbunden sind, sowie wegen 
Körperverletzungen zur Beseitigung von Ver­
letzungsfolgen vor. 

Im Begutachtungsverfahren haben die Präsi­
denten:konferenz der Landwirtschaftskammern 
österreichs und der österreichische 'Städtebund 
bzw.:aer Bundesverlband der Elternvereinigungen 

, eingewendet, daß ein Mindestprozentsatz der 
Erwerbsminderung festgesetzt werden und Hilfe 
auch bei einer unter sechs Monaten liegenden 
Dauer der 'Erwerbsminderung gelleistet werden 
sollte. Dem ist entgegenzuhalten, daß nur 
schwere Schäden, die naturgemäß von längerer 
Dauer sein werden, die Hilfe des, Staates erfor­
dern. Die Festsetzung ,eines Mindestprozent­
satzes ist im übrigen mit den Grundsätzen des 
Schadenersatzrechtes, das die Grundlage für die 

, Bemessung der Leistungen bildet, nicht vereinbar. 

Die Abs. 4 und 5 wurden ebenfalls den 
Grundsätzen des hürgerlichen Rechtes über den 
Schadenersatz bei 11ötung eines Menschen ange­
paßt. Der ,Personenikreis der unterhaltsberechtig­
ten Hinterbliebenen ist somit nach dem Allge­
meinen lBürgerlichen Gesetzbuch zu 'bestimmen. 
Hiezu zählen demnach auch die im Zeitpunkt 
des Todes noch ungeborenen Kinder des Ver­
brechensopfers. Die übernahme dieser Grund­
sätze bedeutet jedoch nicht, daß die gegenständ­
liche Materie dem Schadenersatzrecht zuzuor,dnen 
ist, weil die' vorgesehenen Leistungen durch die 
Berücksichtigung des ,Einkommens Fürsorge­
charakter haben. Die Voraussetzungen für die 
Hilfeleistungen an Kinder über das 18. Lebens­
j:rhr hinaus wurden gegenüber dem zur Begut­
achtung ausgesendeten Gesetzentwurt konkreter 
gefaßt. Die Bestimmung wurde weitgehend dem 
§ 41 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 19'57 
nachgebildet. 

Durch Albs. 6 wird zum Aus,druck gebracht, 
daß niemandeni 'unmittelbar auf Grund dieses 
Bundesgesetzes Ansprüche zustehen. Der 
Gesetzesbefehl im § 1 " ... ist i-filfe zu leisten" 
richtet sich nur an Idas Organ des Bundes 
(Selbstbindung), räumt jedoch Dritten an sich 
noch keine BerechtigUng ein. ,Der Bund wird 
dem Geschädigten gegenüber erst dann zur 
Hilfeleistung verpflichtet, wenn er mit ihm eine 
Vereinbarung darüber getroffen hat (vgl. dazu 
den allgemeinen Teil der Erläuterungen und die 
Erläuterungen zu § 10). 

Vom Bundesministerium für Handel, Gewerbe 
und Industrie wurde im Begutachtungsver­
fahren angeregt, im § 1 Abs. 1 und 4 nach dem 
Wort "Handlung" noch die Worte "oder 
Unterlassung" einzufügen. Hiezu ist festzustellen, 
d'aß das Wort "Handlung" auch die "Unter­
lassung" umfaßt (Vgl. § 134 StG). 

Zu § 2: 

Dieser Paragraph enthält die Arten der Hilfe­
leistungen. Sie sind vergleichbar mit den Leistun­
gen wegen Heilungskosten, 'Bestattungskosten, 
Verdienst- :bzw. Unterhaltsentganges, die der 
Schädiger nach den schadenersatzrechtlichen 
Grundsätzen ,des, bürgerlichen Rechtes an den 
Geschädigten zu erlbringen hat. 

Aus sozialpolitischen 'Gründen gehen die 
Leistungen der Heilfürsorge und' orthopädischen 
Ve~sorgung für erwel'bsunfäh'ige Beschädigte und 
Hinterbliebene uber den bürgerlich-rechtlichen 
Schadenersatz insofern hinaus,' a:Is dieser Perso­
nenkreis Heilfürsorge 'bei je,der Gesundheits­
störung und orthopädische Versorgung bei jedem 
Körperschalden erhält (vgl. § 4 Abs. 1 und § 5 
Ahs. 1). Die Aufna'hme einer beruflichen Aus­
bildung in den Leistungskatalog konnte mit 
Rücks'ichtaUlf die diesbezügliche Regelung im 

'Ar:beitsmal"hförderungsgesetz entE'allen; 
Die im Abs. 1 Z. 2 angeführten Maßnahmen 

der Heilfürsorge sind 'dul'ch die örtlich zustän­
dige Gebietskran:kenkasse in dem Umfang zu 
erbringen, wie sie Pflichtversi<;herte nach gesetz­
lichen und satzungs mäßigen Bestimmungen als 
Pflichtleistung oder als frelwillige Leistung 
erh3!1ten (§ 4 Albs. 1). 

Die or~hopädische Versorgung obliegt dem 
zuständigen LandesinvalEdenamt, wobei sie nach 
Art und Umfang jenen Leistungen entspricht, 
die Kriegsopfer erhalten. 

Hillfeleistungen sollen nur wirtschaftlich 
schwächeren Personen gewährt werden. Als Ein­
kommensgrenze dient der eineinhalMache Betrag 
.des jeweiligen Richtsatzes für die Gewährung 
von Ausgleichszulagen gemäß§ 292 Abs. 3 lit. a 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes. In 
Anilehnung an die Regelung in der Sozialver­
sicherung ist eine Erhöhung der bezeichneten 

------,---
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Einkommensgrenze für die Ehefrau bzw. den 
erwerbsunfähigen Ehemann und für die Kinder 
vorgesehen, sofern diese Angehörigen vom Ver­
letzten (Beschädigten) überwiegend erhalten 
werden. Für Aszendenten, die für die genannten 
Angehörigen uberwiegend sorgen, gelten die 

. gleichen Erhö'hungsbeträge. Für Witwen und 
Waisen sind jedoch die Sondernormendes § 292 
Abs. J lit. b unld c des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes maßgebend. überschreitet 
das nach Abs. 4 anrechenlbare Einkommen die 
jeweils in Betracht kommende Ein'kommens­
grenze nach Abs. 2, darf grundsätzlich keine 
Hilfe geleistet werden. Der subsidiäre Charakter 
der Hilfeleistungen erfordert jedoch auch die 
Berücksichtigung eines aUenfal1s vorhandenen 
verwertbaren Vermögens. Die diesbezügliche 
Bestimmung wurde auf Grund der Stellung­
nahmen im Begutachtungsverfahren konkreter 
gefaßt. Als ~inkommen sollen nur Jene Früchte 
eines Vermögens gelten, ,die dhne Schmälerung 
der Substanz erzielt werden können. 

Mit Rücksicht darauf, daß die Heitbehandlung 
und orthopädische Versorgung schwerer Verlet­
zungsfolgen mitunter hohe Kosten verursachen 
kann, sowie unter Bedachtnaihme auf den hohen 
Aufwand, den Blindheit oder dauernde Hilf­
losigkeit mit sich bringt, enthä!lt Abs. 3 eine 
Sonderregelung, die nicht auf das tatsächliche 
Einkommen abstellt, sOnldern auf jenes· Ein­
kommen, welches nach· Zahlung der Heilungs­
kosten, wozu auch der Aufwand für eine stän­
dige Pflegeperson . zu zählen ist, verbleibt oder 
verblei'ben würde. Damit wird erreicht, daß der 
Beschädigte Heilfürsorge, orthopädische Versor­
gung und den Ers'atzdes wegen ·Hilflosigkeit 
oder Blindheit für eine ständige Pflegeperson 
oder dgl. anfallenden Mehraufwandes auch dann 
erhalten kann, wenn sein anrechenbares Ein­
kommen zwar über der Ein'kommensgrenze des 
Abs. 2 i}iegt, aber durch den für die Heilungs­
kosten eriforderlichen Aufwand während der 
im Gesetzentwurf angeführten Zeiträume unter 
diese Grenze sinken würde. ' 

Albs. 4 bestimmt, welche Einkünfte der Beur­
teilung nach Abs. 2 und der Berechnung der 
Geldleistung nach § 3 zugrunde zu legen sind. 
Es sind dies - mit Ausnahme der im zweiten 
Satz angeführten Bezüge - alle tatsächlich 
erzielten und erzielbaren Einkünfte inGeld~ 
oder Güterform. Auch die Unterhaltsleistungen, 
die auf einer gesetzlichen Verpflichtung beruhen, 
sind !bei Beurtei'lung nach Abs. 2 und bei Berech­
nung der Geldleistungen als Einkommen zu 
werten. Ferner ergibt sich aus den Worten 
"erzielbaren Einkünfte" der subsidiäre Charakter 
der Hilfeleistung. Zum Begriff des erzielbaren 
Einkommens gibt es bereits eine umfangreiche 
Judikatur des Verwaltungsgerichshofes auf dem 
Gebiet der Kriegsopferversorgung . .oer Wortlaut 

des Abs. 4 läßt es nicht zu, etwa steuerremtliche 
oder sozialversicherungsrechtliche Grundsätze 
anzuwenden. Die .von der Anrechnung ausge­
nommenen Einkommensarten sind taxativ auf­
gezählt. Weitere Ausnahmen - wie sie im 
BegutachtungsverfaIhren von verschiedenen ,Stel­
len angeregt wurden -konnten im Hinblick 
auf die strenge Subsidiarität der Hilfeleistung 
nicht statuiert werden. 

Zu § 3: 

Bei Bemessung der Geldleistungen ist grund­
sätzlich davon auszugehen, daß dem Beschädigten 
bzw. Hinterbliebenen jenes Einkommen ersetzt 
wettlen soll, das, ihm wegen' der erlittenen 
Körperverletzung oder Gesundheitsschä.digung 
oder durch den Tod des Unterhaltspflichtigen 
entgangen ist oder künftighin entgeht. Damit 
wird ver'hindert, daß ein Gesmädigter ein höhe­
res Einkommen erhält, als er es vor der Schädi­
gung erzielt hat. Da das vorliegende Bundes­
gesetz lediglich die Entschädigung wirtschaftlich 
smwamer Personen bezweckt, dürfen jedoch die 
Geldleistungen zusammen mit dem sonstigen 
Einkommen (zum Unterschied vom bürgerlich­
rechtlichen Schadenersatz) die im § 2 Abs. 2 
festgesetzte Einkommensgrenze nicht über­
schreiten. 

Im Begutamtungsverfahren wurde angeregt, 
die Geldleistungen 'zu valorisieren oder den 
Lohnbewegungen anzupassen. Eine derartige 
Regelung ersmeint entbehrlich, weil !bei der 
Bemessung des Verdienst- bzw. Unterhaltsent­
ganges auch Lo'hnerhöhungen und berufliches 
Fortkommimzu berücksichtigen sind; , 

Ferner wurde von einigen Stellen angeregt, 
im Gesetz die Mlöglichkeitzu schaffen, Vorschüsse 
in jenen Fällen zu leisten, in, denen der Sach-., 
verhalt noch nimthinreichend geklärt ist. An 
sich würde der vorliegende Gesetzestext auch 
die Vereinbarung von . Vorschüssen nicht aus­
schließen, da der Bund. als Träger von Privat- .. 
rechten tätig wird. Die praktische Bedeutun.g 
einer solmen Bestimmung wäre jedoch gering, 
weil die GeIdleistungen nam diesem Bundes­
gesetz ,ohnehin als Vorleistungen gedacht sind, 
die bereits dann zu erbringen sind, wenn es 
wahrscheinlich ,ist, daß die Voraussetzungen 
hiefür vorliegen. Im übrigen. wird auf· die 
Erläuterungen zu § 13 verwiesen. 

Zu §4: 
, 

Heilfürsorge ist grundsätzlich nur für Kötper­
vetletz'ungen und Gesundiheitsschädigungen zu 
leisten, ,die im Kausalzusammenhang mit einer. 
Handlung im Sinne des § 1 stehen, wenn nicht 
auf andere Weise für den krankenversicherungs­
rechtlichen Schutz des Beschädigten vorgesorgt 
ist (vgl. § 8 Abs. 5). Motiv für ,die Heilfürsorge 
ist der bürgerlich-rechtliche Anspruch auf 
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Ersatz. der Heilungskosten des Verletzten gegen 
den Schäd~ger. Dalrüher hinausgehend sollen 
jedoch Beschädigte, die in ihrer Erwerbs­
fähigkeit infolge einer Handlung im Sinne 
des § 1 derart gemindert sind, daß sie 
eine zumutbare Beschäftigung, die den 
krankenversich~rungsrechtlichen Schutz gewähr­
leistet, nicht mehr ausüben können, Heilfür­
sorge auch für akausale Erkrankungen erhalten. 
Mit Rücksicht darauf, daß die Vorsorge für den 
Krankheitsfall zur Unterhaltspflicht zu zählen 
ist, soll auch Hinter.bliebenen - sofern sie keinen 
gesetzlichen Krankenversicherungsschutz geme­
ßen - Heilfürsorge geleistet werden. 

Die im § 2 Abs. 1 Z. 2 angeführten Leistungen 
entsprechen den Leistungen der Krankenver­
sicherung nach dem ASVG. Hinsichtlich des 
Umfanges .sinddie für Pflichtversicherte gelten­
den gesetzlichen und satzungsmäßigen Bestim­
mungen ,des Trägers der Krankenversicherung 
maßgebend. Die Leistungen sind durch. die für 
den Beschädigten oder den Hinterlbliebenen ört­
lich zuständige Gebietskrankenkasse zu erbrin­
gen. EiAe ähnliche Regelung befindet sich im § 12 
des Opferfürsorgegesetzes. 

Nach .Ä!bs. 2 werden den Trägern de'r Kranken­
versicherung die entstandenen Kosten und der 
entspredJ.ende Verwaltungskostenanteil zur 
Gänze ersetzt. Eine ähnliche Regelung befindet 
sich bereits im § 30 A:bs. 1 des Kriegsopfer­
versorgungsgesetzes und im § 13 Abs. 1 des 
Heeresversorgungsgesetzes. Die Pauschalabrech­
nung der den Kranken'kassen entstandenen 
Kosten ist zum Zwecke der Verwaltungsverein­
fachung vorgesehen. Die gesetzliche Verpflichtung 
der Träger der Krankenversicherung gründet sich 
auf Art. 10 Abs. 1 Z. 12 B-VG (Gesundheits­
'wesen). 

Zu § 5: 

Das in der Kriegsopferversorgung seit Jahren 
bewälhrte System der Ausstattung mit Körper­
ersatzstücken, orthopädischen und anderen HiIfs­
mi'tteln wurde übernommen. Ebenso wie die 
Heilfürsorge ist auch die orthopädische Versor­
gung dem Begriff der "Heilungskosten" des 
Schadenersatzrechtes zuzuordnen, wobei je.doch 
auch hier sozialpolitische Erwägungen es geboten 
erscheinen ließen, für gewisse Fälle über den 
Rahmen desSchadenersatzrechtes hinausgehend 
Vorsorge zu treffen. Es sind dies Beschädigte, 
die in ihrer Erwerbsfähigkeit infolge einer Hand­
lung im Sinne des § 1 derart gemindert sind, daß 
sie eine zumutbare Beschäftigung, die den 
krankenversicherungsrechtlicheri Schutz gewähr­
leistet, nicht mehr ausülben können. Ihnen ist 
entsprechend der Regelung über die Heilfürsorge 
auch für akausale Körperschäden orthopädische 
Versorgung zu leisten. Auch Hinterbliebene 
erhalten die orthopädische Versorgung, obwohl 

ein gleichartiger Schadenersatzanspruch gegen 
den Schwiger nicht besteht, wegen jedes Körper­
schadens. 

Zu § 6: 

Auch die Deckung der Kosten einer durch die 
Verletzung (§ 1) notwendig gewordenen stän­
digen Pflegeperson erfolgt nach den bürgerlich­
rechtlichen Vorschriften des Schadenersatz­
rechtes im Rahmen der Heilungskosten. Eine 
gesonderte Regelung erschien für das vorlie­
gende Gesetz ledigilich desha}b erforderlich, weil 
die an die Stelle der "Heilungskosten" des 
bürgerlichen Rechtes tretenden Heilfürsorge­
leistungen - bedingt durch die Grundsätze der 
Krankenversicherung im ASVG - für den 
Ersatz jener Mehrkosten keine Vorsorge treffen, 
die durch Blindheit oder voraussichtlich dauernde 
Hitflosigkeit nach Abschluß der Krankenlbehand­
lung (des stationären Aufenthaltes in einer 
Krankenanstalt) durch ,die Notwendigkeit der 
besonderen Betreuung auftreten (z. B. Asylie­
rungskosten). 

t Für den Ersatz ,der Kosten wegen Hilflosig­
keit oder Blindheit gelten - ebenso wie für die 
Heilfürsorge . und orthopädische Versorgung -
die Sonderbestimmungen des § 2 Abs. 3. Wenn 
daher das· Einkommen des Geschädigten zwar 
die Einkommensgrenze gemäß § ,2 Abs. 2 über­

. schreitet, die Kosten, welche infolge der Hi.1f-
losigkeit oder Blindheit aufgewendet werden 
müssen, aber ein solches Ausmaß erreichen, daß 
das verbleilbende Einkommen durch mehr als 
sechs Monate unter der Einkommensgrenze 
liegen würde, können diese Mehrausgaben im 
unbedingt notwendigen A'usmaß ersetzt we.rden. 

Mit Rücksicht auf den Zweck und die Sub si­
diarität ~ dieses Gesetzes müssen sdbstverständ­
lich gleichartige Leistungen, ·die auf Grund 
anderer gesetzlicher Vorschriften Idem Beschä­
digten zukommen, auf die Höhe der Ersatz­
leistung angerechnet werden. Durch diese 
Anrechnungsbestimmung erübrigt sich aber die 
Statuierung einer Aussch'lußbestimmung, wie dies 
z. B. für Heilfürsorge. im § 8 Abs. 5 vorgesehen 
ist. 

Zu § 7: 

Diese Regelung soll es den Hintet4bliebenen 
nach Optern von Verhrechen, deren Einkommen 
die nach § 2 Albs. 2 in Betracht kommende 
Einkommensgrenze nicht erreicht, ermöglichen, 
wenigstens einen Teil der ihnen aus dem Todes­
fall erwachsenen Kosten zu decken. Entsprechend 
dem Gedanken dieses Gesetzes, die Hilfe nur im 
unbedingt notwendigen Ausmaß zu leisten, 
mußte der Umfang der Ersatzleistung begrenzt 
werden. 

/ 
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Zu § 8: 

Den Entschließungen des Nationalrates und 
des Bundesrates entspricht es, die staatliche Hilfe 
. nur solchen wirtschaftlich schwachen Personen 
zuteil werden zu lassen, die unterstützungs­
würdig si11ld. 

Der, Entwurf sieht daher mehrere Aus- . 
schließungsgründe vor, von denen die strafrecht­
licher Natur im Abs. 1 angeführt werden. Die 
dort bezeichneten Voraussetzungen müssen auf 
den durch das V enbrechen Verletzten oder in 
seiner Gesundheit Geschädigten oder bei ~odes­
folge auf den Hinterbliebenen zutreffen. Ent­
sprechend ,der oberstgerichtlichen Judikatur zum 
Schadenersatzrecht sollen auch Hinterb'liebene 
ausgeschlossen werden, wenn, ein Ausschließungs­
grund lediglich auf den Getöteten zutrifft. Der 
im Begutachtungsverfalhren mehrfach emobenen 
Forderung, den schuldlosen Hintez;bliebenen 
dennoch Hafe nach diesem Gesetzentwurf zuteil 
werden zu lassen, konnte mit Rücksicht auf den 
engen Zusammenhang mit dem Schadenersatz­
recht nicht Rechnung getragen werden, zumal 
dann auch die Hinterbliebenen eines bei der Ver­
übung des Verlbrechensumg~kommenen Täters 
in den Genuß der nach diesem Gesetz vorgese­
henen Leistungen käm~n. 

Von der Hilfeleistung soll ferner ausgeschlossen 
werden, wer an ,dem Verbrechen, durch das er 
vedetzt oder an seiner Gesundheit geschädigt 
worden ist, beteiligt gewesen ist, sei es als Täter, 
Anstifter, Gehilfe oder Teilnehmer (Abs. 1 Z. 1). 
So würde es sicherlich aUgemein als unbillig 
empfunden wenden, wenn jemand, der etwa bei 
der VerÜlbung eines verbrecherischen Spreng­
stoffanschlageshilft und dabei schwer verletzt 
wird, in den Genuß staatlicher Unterstützung 
käme. Staatliche Hilfesoila solchen Personen 
nicht gewährt werden, ,die ihre Lag,e gewisser­
maßen selbst "verschuldet" haben (Albs. 1 Z. 2 
und 3). Dabei ist besonders an Personen zu 
denken, die den Täter durch Spott oder 
Beschimpfung zu . dem verbrecherischen Angriff 
vorsätzlich herausgefordert oder die sich grob­
fahrlässig der Gefahr ausgesetzt haben, Opfer 
des Verlbrechens Zu werden. Diese Va raus­
setzJUngen werden häufig auf Gewalttaten 
zwischen BerUfsverbrechern· zutreffen. Die Aus­

. sch1ußbestimmung soll aber nicht' anzuwenden 
sein, wenn die vom Verbrechen <betroffene Person 
aus eine;n von der Rechtsordnung anerkannten 
Grund gehandelt hat. Wer zum Beispiel in Aus­
Ülbung seiner Dienstpflicht gegen den Täter ein­
schreitet un!d diesen dadurch zu dem verbreche­
rischen Angriff veranlaßt oder wer freiwillig 
Notwehrhilfe leistet oder sich an einer 
Rettungsaktion (etwa bei Brandlegung) beteiligt 
und sich damit bewußt in die Gefahr begibt, 
Opfer eines Verbrech,ens ZJU werden, sollnatür­
lieh nicht der staarIich'en Hilfeleistung unwürdig 

sein. Als "selbstverschuldet" sind auch die Folgen 
der Teilnahme an einem Raufhanqelzu werten. 

Dem Abs. 1 Z. 4 liegt die Erwägung .zugrunde, 
daß die staatliche Hilfe nur solchen Personen 
z~teil werden soll, die auch bereit sind, zu der 
im Interesse ,der Rechtsgemeinschaft gelegenen 
Vel"brechensaJfklärung beizutragen. Im b~son­
deren bezieht sich diese Bestimmung auf. Gewalt­
verbreChen im Berufsverbrechermilieu, bei' denen 
zumeist selbst. der Verletzte ,den Täter zu 
schützen trachtet. . 

Die Einschränkung dieser Ausschlußlbestim­
mung auf die "schuldhafte"Untetlassung eines 
Beitrages zur Verlbrechensaufklärung trägt den 
im Begutachtungsverfahren vorgebrachten Beden­
ken Rechnung. Weiters wurden die Worte "oder 
zur Feststellung des Schadens" auf Grund der aus 
dem Begutachtungsverfahren gewonnenen Anre­
gungen eingefügt, um zu gewährleisten, daß der 
Geschä,digte auch an 'der Feststellung und' Ober-· 
prüfung des Votliegens der Voraussetzungen für 
eine Hilf~leistung (z. B. Feststellung des Vor­
liegens einer wenigstens sechs Monate dauernden' 
Minderung der Erwerbsfähigkeit· durch ärztliche 
Untersuchung - vgI. § 1 Abs. 3) mitwirkt. 

Durch den Abs. 2 soll veI1hindert werden, daß 
der Geschädigte wegen der in Aussicht' stehenden 
staatlichen Hillfe auf seine Schadenersatzan­
sprüche gegen den Täter verzichtet. 

In Berückslchtigung . der Sch:adenminderungs­
pflicht schließt. Abs. 3 jene llersoneri von Geld­
leistungen .aus, die erfol'derliche R~habilitations­
maßnahmen ablehnen oder durch ihr Verhalten 
den Erfolg solch,er Maßnahmen zu gefährden 
oder zu vereiteln sucnen. 

Die im Begutachtungsverfahren geforderte. 
nähere Umschreibung der in diesem Absatz an­
geführten Begriffe "Heil- ung Rehabilitations­
verfahren" erschien mit Rücksicht auf die grund­
sätz1ich~ Ahhängi~keit der Hilfeleistungen vom 
Bestand eines gleichartigen Schadener~atzanspru­
d1csund der .aus dem Sch:adenersatzl'echt ent­
springenden Pflicht des Geschädigten zur Scha­
denminderlUugentbehrlich'. Im übrigen stehen 
auch dem von dem vorliegenden Gesetz betroffe­
nen Personenkreisdie För:derungsmaßnahmen 
nach dem AI'beitsmarktförderungsgesetzgrund­
sätzlich' zu. ,Hingegen war dem Einwand, daß be­
grifflich nur Geldleistungen gemindert werden . 
können, durch eirie entsprechende Einfii,gung 
Folge zu leisten. . 

Der Abs. 4 entspricht dem Grundsatz' der 
österreichischen Rechtsol"dnung, diaß auch der 
Geschädigte Schritte zu unternehmen hat, um 
den Schaden so gering wie möglich zu halten.· 
'Wer es vorsätzlich oder grob fahrlässig tinter­
läßt, Maßnahmen zur Schadensminderung zu 
treffen, soll zwar n,icht von der staatlichen HiLfe 
schledlthin ausgeschlossen werden. bie Slonst zu 
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gewährenden Hilfeleistungen sollen aher in dem 
Ausmlaß gemindert werden, als sie durch ent­
sprechende 'Maßnahmen des Geschädigten nicht 
erforderlich gewüI'den wären. 

Der Ahs. 5 trägt dem Anliegen dieses Gesetz­
entwurfes Rechnung, ,die staatliche Hilfe und da­
mit ,auch die Hei1fürsürge nur dann einsetzen zu 
lassen, wenn nicht von anderer Seite vürgesorgt 
ist. 

Nach Albs. 6 süU auch die ürthüpädische V'er­
sür,gung nur dann erbr:acht werden, wenn nicht 

. auf andere Weise auf Grund ges,etzlimer Vür­
schriften bereits ausreichend Vürsürge getrüffen 
ist. Mit Rücksicht auf die Vorleistung durm den 
Bund und die sich daraus gegenüber dem Schä~ 
diger ergebende Regreßherechtigimg waren die 
bürgerlich-rechtlichen Schadenersatzansprüche aus­
zunehmen. 

Von der niederösterreichischen Landesregie.­
l'ung wur;de angeregt, die Ausnahmebestimmung 
im Abs. 6 ~urauf gleichartige Leistungen zu be­
schränken, auf die auf Grund hundesgesetzlicher 
Vorschriften Ansprum besteht. Mit Rücldicht 
auf die strenge Subsidiarität der Hilfeleistungen 
wurde jedoch die Ausschlußlbestimmung in der 
ursprünglichen Fürm belassen~ 

Zu § 9: 

Da die Landesinvalidenämter über den ·erfor­
derlichlen Verw,altungsapparat verfügen, ist vür­
gesehen: daß die Ansuchen um Hilfeleistungen 
bei &esen Amtern einzubringen slind, d,ie auch 
den Sachverhalt festzustellen hahen. Die Landes­
invalidenämter sind auch für eine persönliche Be­
mtung und Durch:führung allenlfalls erfürder:" 
rieher weiterer Maßnahmen am ehesten geeignet. 
Um eine einheitliche Vorgangsweise bei der Ge­
währung VOn Hilfeleistungen sicherzustellen, er­
fülgt deren Bewilligung durch den Bundesmini­
ster für süzialle Verwaltung nach Anhörung eines 
Beira tes. Die Erbrlinßung der bewilligten Lei­
stungen obliegt wieder den l:andesinvalide!läm­
terno .' 

Bei Priilfung der Voraussetzungen ·für die Ge­
währung von HiLfeleistungen wird, wie auch in 
den Erläuterungen zum § 1 ausgeführt wir:d, 
darüber, ob ein Verbrechen vürliegt, in der Re­
gel der Ausgang ,des Strafverfa'hrens Aufschluß 
geben. Die Bedachtnahme auf die Ergebnisse des 
Strafverfahrens vermeidet auch die Gefahr einer 
unterschiedlichen Beurteilung der Tat durch das 
Stmfgericht einerseits. und das .Zur Entsche]dung 
über die Gewährung von Hilfeleistungen beru­
fene Organ andererseits. Die Landesinvaliden­

. ämter sollien daher im Abs. 3 verpflichtet wer-
den, bei Feststellung des Sachverhaltes dis Str:af­
gericht 'Oder den Staats'anwalt um eine Mitteilung 
über den Stand des Strafverfahrens und seinen 
Ausgang zu ersuchen. Es entspricht den allgemei-

nen Grundsätzen über ,die wechselseitig·e Amts­
hilfe (Art. 22 B-VG)" daß das Strafgericht und 
der Staatsanwalt sOlche Anfragen des Landes­
invaliidenamtes zuheantwürten haben. Dem 
An'liegen des Entwurfes, daß die Hilfe möglichst 
rasch gewährt werden süll, e!ltspricht die aus­
driickliche Verpflichtung der Gerichte und der 
Staatsanwaltschaften, die Anfrage "unverzüg­
lich" zu beantwürten; damit ist klargestellt, daß 
die Beantwürtung nicht bis zur Beendigung eines 
laufenden Verfahrens aufgeschüben werden darf. 
Ist im Zeitpunkt der Mitteilung ,des ·Gerichtes 
'Oder des Staatsanwaltes das Strafverfahren 
bereits beendet, so kann sich' ,das nach diesem 
Gesetzentwurf berufene. Organ auf ,die gericht­
liche Entscheidung stützen. Bei Zurucklegung 
der Anzeige durch den Staatsanwa:lt 'Oder bei 
Einstellung 'Oder Freispruch infülge Verfülgungs­
oder Anklagerücktritts des Anklägers ist es 
freilich . auf die Bekanntgabe der sünst nicht 
ersichtlichen Einstellungsgründe.durch ·den Staats­
anwalt angewiesen. Der Entwurf 'Ordnet daher 
eine solche Mitteilung an, wie sie etwa auch die 
§§ 201, 205 und 211 Fin'StrG für die Finanz­
strafbehörde vürsehen. Wenn im Zeitpunkt der 
Anfrage des Landesinvalidenamtes das Verfah­
ren noch nicht beendet ist, ermöglicht es die 
Mitteilung über den Stand ·des Veilfahrens jeden-. 
falls, zu heurteillen,db mit der Gewährung vün 
Hilfeleistungen im Hinblick auf deren Zweck 
nüch bis· zur Beendigung des Strafverfahrens 
zugewartet werden kann 'Oder nicht. 

Ferner gibt das Gesetz den Landesinvaliden­
ämtern die Ermächtigung, zur Klärung des Sach­
verhaltes bei den zuständigen Finanzämtern, den 
Sicherheitslbehörden und ·Süzialversicherungs­
trägern . Auskünfte einzuhülen. Diese Ermächti­
gung ist vor al1em deshaLb vün Bedeutung, weil 
zur Ermöglichung einer raschen Hilfe die Sach­
verhaltsklärung in der Regel vür Beendigung des 
Strafverfahrens erfürderlich ist. 

Die Durchführung dieses Bundesgesetzes 'Ob­
liegt den Landesinvalidenämtern. Diese verfügen 
über eine ausreichende Zahl vün ärztlichen Sach­
verständigen, d~e mit ·der Einsmätzung der Min­
derung der Erwerbsfähigkeit besünders vertraut 
sind. Es ist daher aus Gründen der Verwaltungs­
ökünümie naheliegend, diese Sachverständigen 
auch hier Zur Begutachtung heran4uziehen. 

Zu § 10: 

Der Albs. 1 regelt den Beginn der Leistung. 
Er Ibildet eine Anweisung des Gesetzgebers an 
den Bund, die Vereinbarung im Sinne des § 1 
Abs. 6 Sü zu gestalten, daß die Hilfeleistungen 
nur vün dem Münat an erbracht werden, in dem 
die Vüra.ussetzungen hiefür erfüllt sind~ süfern 
das Ansuchen binnen sechs Monaten nach der 
Körperverletzung 'Oder Gesundheitsschädigung 
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bzw.nach dem Tod des Beschädigten gestellt 
wird. Langt das Ansuchen erst nach Ablauf dieser 
Frist heimzuständig.en Landesinvalidenamt ein, 
so ist zu vereinbaren, daß die -Leistungen erst 
vom Monat des Einlangens an erbracht werden. 
Mit Rücksicht darauf:, daß Schwerverletzte oft 
nicht in der Lage sein werden, das Ansuchen un­
mittelbar nach der Schädigung zu stellen, wurde 
auf Anregung des Osterreichischen Arbeiter­
kammertagesdie in R,ede stehende Frist aufge­
nommen. 

Der Abs. 2 sieht die Vereinbarung einer Melde­
pflicht für bestimmte Änderungen vor. Zweck 
dieser Pflicht ist es, dem Bund die Möglichkeit 
zur rechtzeitigen Einstellung der Hilfeleistung zu 
geben. Da sich der Bund aber durch eine Verein­
barung mit dem betreffenden Geschädigten zu 
solcher Hilfeleistung verpflichtet, s,etzt die Ein­
stellung der HiHeleistung die Aufhebung dieser 
Vereinbarung voraus. 

Durch die Ziffer 3 des Abs. 2 ~oIl der miß­
hräuchlichen Inanspruchnahme ,der in diesem 
Bundesgesetz vorgesehenen staatlich·en Hilfe vor­
gebeugt und die Rückforderung zu Unrecht in 
Empfang genommener Hilfeleistungen durch 
Vereinbarung sicherg,estellt werden. Eine ent~ 
sprechende Bestimmung enthält auch § 14 Abs. 3 
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes. Neben die­
ser vertraglichen Vel"einbarung bleilben die auf 
das 'bürgerliche Recht gestützten allfälligen Rück­
forderungsmöglichkeiten bestehen. 

Zur Vermeidung von Härten kann unter den 
Voraussetzungen des Abs. 3 von einer Rückfor­
derung Ahstand genommen oder eine Erstattu,ng 
in Teil:beträgen vereinbart werden. 

Zu § 11: 

Zur Beratung des Bundesministers für soziale 
Verwaltung ist ein Beirat zu errichten, der auch 
vor Gewährung von Hilfeleistungen im Einzel­
fall zu hören ist. Im Interesse einer möglichst 
objektiven und sachkundigen Tätigkeit dieser 
Institution sind in diese auch ~ertreter der 
Dienstnehmer- und Dienstgeberorganisationen 
und der betroffenen Ressorts zu berufen. Der­
artige Einrichtungen haben sich bereits auf vielen 
Gebieten der sozialen Verwaltung, wie etwa bei 
der Verteilung von Mitteln aus dem Kriegsopfer­
fonds oder aus dem Ausgleichstaxfonds, bewährt. 
Die Bestimmung im Abs. 1 letzter Satz wur,de 
dem § 6 Albs. 1 des Kriegsopferfondsgesetzes, 
BGB1. Nr. 217/1960, nachgebildet. 

Das Bundesministerium für Justiz hat ange­
regt, daß wegen der umfassenden öffentlich­
rechtlichen Stellung der Kammern (Bundeshan­
delskammer, Landwirtschaftskammern, Arbeiter­
kammertag) daran gedacht werden könnte, un­
mittelbar Vertreter dieser Körperschaften beizu­
ziehen. Im Begutachtungsverfahren hat eine 
Reihe von Stellen darauf hingewiesen, daß es 

fraglich sei, oh die genannten Interess'envertre­
tungen in Jedem Fall zweckmäßigerweise im Bei­
rat vertreten sein sollen. Wenn Ibeispielsweise 
über die Hilfeleistung an einen Rechtsanwalt 
oder an ein anderes Mitglied ·eines freien Berufes 
befunden werden soli, könnte keine der genann­
ten Interessenvertretungen einen adäquaten Ver­
treter in ,den Beirat schicken. 

Dem ist entgegenzuhalten, ,daß die Einräu­
mung ,eines Vorschlagsrechtes an sämtliche gesetz­
liche Interessenvertretungen bei der Bestellung 
der Mitglieder zuerhelblichen Schw~erigkeiten 
führen dürfte. Das Bundesministerium für 
soziale Verwaltung hält nach wie vor die von 
ihm vorgeschlagene Regelung am zweckmäßig­
sten, weil einerseits die angeführten gesetzlichen 
Interessenvertretungen nicht unmittelbar im 
Beirat vertreten sein, sondern lediglich ein Vor­
schlagsrecht haben sollen und diese Institutionen 
andererseits die weitaus überwiegende Anzahl 
von berufstätigen Menschen vertr,eten. In diesem 
Zusammenhang· darf auch auf § 77 des Heeres­
v,ersorgungsgesetzes, BGBL Nr. 27/1964, über 
die Bestellung der Beisitzer der bei den Landes­
invalidenämtern errichteten Schiedskommissionen 
und auf § 4 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 
3. Juli 1946, BGBL Nr. 144, über die Errichtung 
eines Invalidenfürsorgebeirates verwiesen werden. 
Hi,er haben sich ähnliche Probleme ergehen. 

Dem Einwand des Bundesministeriums für 
Justiz, daß aus Abs. 8 nicht 'konkret hervorgehe, 
nach welchen Gesichtspunkten das Sitzungsgeld 
für Mitglieder des ß.eirates zu bemessen sei, 
wurde insofern Rechnung getragen, daß nun­
mehr auf das Ausmaß der Verhandlungstätigkeit 
Bezug geno~men wurde. 

Die Abs. 5 und 6 wurden dem § 42, der 
Abs. 8 dem § 43 Abs. 4 des Arbeitsmarktförde­
rungsgesetzes nachgebildet. 

Zu § 12: 

Aus der Erwägung, daß es sich bei den Be­
ziehern von Hilfeleistungen um einen ähnlich 
schutzwürdigen Personenkreis wie in der Kriegs­
opferversorgung handelt, sollen· ,Eingaben und 
Vollmachten von den Stempelgebühren und 
Geldleistungen von der Einkommensteuer be­
freit werden. Di,ese Bestimmung wurde dem § 47 
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes nachgebildet, 
allerdings wurde über. Anregung des Bundes­
ministeriums für Finanzen die in dieser Gesetzes­
steIle vorgesehene Gebührenfreiheit der Beilagen 
in die vorliegende Bestimmung nicht mehr auf­
genommen, da eine Beilagengebühr nur für 
Schriften zu entricht,en ist, die einer gebühren­
pflichtigen Eingabe ~ngeschlossen werden. Außer­
dem wurde die Beifügung "des Bundes" wegge~ 
lassen, da es derzeit weCler Stempel- noch Rechts­
gebühren ,der Länder giht, noch sich eine Be-
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freiung in einem Bundesgesetz aus verfassungs­
rechtlichenGründen auf solche erstrecken könnte. 
Eine Befreiung von den Gebühren für Rechts­
geschäfte ist nicht erforderlich, weil über die zu 
schließenden VereinJbarungen' keine förmliche 
Urkunde errichtet wer·den soll, sondern die Ver­
einbarung·eu erst durch schriftliche Mitteilungen 
zustande kommen sollen (vgI. § 15 Albs. 2 des 
Gebührengesetzes 1957, BGBl. Nr. 267). 

Maßgebend für die Befreiung der Geldleistun­
gen von der Einkommensteuer .war der Um­
stand, daß auch der den Geldleistungen zugrunde 
.liegende Verdienstentgang nach den entgangenen 
Nettoheträgen bemessen wird. 

Zu § 13: 

Mit Rücksicht darauf, daß die Hilfeleistungen 
den Charakter v.on Vorleistung,en haben, mußte 
dem Bund für seine Leistungen ein Rückgriffs­
recht gegen den Schädiger eing·eräumt werden. 

Der Entwurt ordnet zu diesem Zweck eine 
dem § 332 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes nachgebildete Legalzession an. 
Der Forderungsübergang sotI nur für kongruente 
Ansprüch·e eintreten .. Die Ansprüche auf Ver­
dienstentgang sollen also nur für den Zeitraum 
übergehen, für den der Gesch:idigte Leistungen 
nach diesem Bundesgesetz erhält (vgI. OGH 
10. 6. 1960; EvBl. 1960/279). 

Da ein schadenersatzpflichtiger Dritter mit 
Leistungen an den Geschädigten nach diesem Ge­
setz nicht ohne weiteres rechnen muß, kommt 
allerdings für die Wirksamkeit des Forderungs­
über.g;tnges ihm gegenüber nicht eine Regelung 
wie im § 332 'Abs.' 2 des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes in Betracht, sondern nur eine 
sinngemäße Anwendung des §1395 letzter Satz 
und des § 1396 erster Satz ABGB. 

Es handelt sich hier um eine mit Dritt~irkung 
ausgestattete Anordnung ,eines Forderungsüber­
ganges, der sich auf Art. 10 .Nbs. 1 Z. 6 B-VG 
stützt. 

Das Bundesministerium für Finanzen' ist der 
Meinung, daß Hilfsmaßnahmen im allgemeinen 
'erst dann einsetzen sollten, wenn feststehe, daß 
keine Schade~'ersatzansprüche auf Grund bürger­
lich-rechtlicher Bestimmungen gegeben seien. 
Eine derartige Regelung wäre gegenüber der im 
§ 12 Albs. 1 des Entwurfs vorgesehenen Bestim­
mungder Vorzug zu geben. Um jedoch auch das 
Verlangen nach rascher Hilfe zu ,erfüllen, könn­
ten in berücksichtigungswürdigen Fällen Vor­
schüsse geleistet werden. 

Hiezu ist festzustellen, daß der Zweck dieses 
Ges'etzes in erster Linie darin besteht, bedürftige 
Opfer von Verbrechen so rasch wie möglich in 
den Genuß der Hilfeleistung zu bringen. Ein 
Zuwarten bis zur Entscheidung über zivilrecht­
liehe Schadenersatzansprüche würde daher diesen 

Zweck vereiteln. Dur<h die Gewährung von Vor­
schüssen auf Geldleistungen wäre nichts ge­
wonnen, weil einerseits deren Rückforderung 
mit Rücksicht auf die ungünstigen wirtschaft­
lichen Verhältnisse der Empfänger nur geringe 
Aussicht aitf Erfolg hätte und andererseits die 
Scha·dloshaltung 'beim Schädig,er d~e im Gesetz 
vorgesehene Legalzession ebenfalls erfordern 
würde. Außerdem bietet § 10 Albs. 2 ausreichende 
Gewähr dafür, die Leistung einzustellen, wenn 
dem Empfänger zu 'einem, spätJeren Zeitpunkt 
Schadenersatz geleistet wird. 

Der Anregung der Finanzprokuratur, eine 
dem § 336 ASVG nachgebildete Bestimmung für 
denFaU der Konkurrenz der auf ,dieses Bundes­
gesetz gestützten Regreßansprüche des Bundes 
mit anderen Legalzessionen zu schaffen, wurde 
aus der Erwägung heraus nicht Folge geleistet, 
daß § 336 ASVG die Verteilung einer zur Ver­
fü gung stehenden Haftpflichtversicherungs­
summe an mehrere Träger der Sozialversicherung 
regelt, wogegen der dem Legalzessionar nach 
diesem Bundesgesetz gegenüberstehende Schuld-, 
ner selbstverständlich rucht durch eine Haft­
pflichtversich,erung gedeckt ist. 

Auch die Anregung zur Schaffung einer dem 
§ 55 a Abs. 2 des Krioegsopferversorgungsgesetzes 
nachgebildeten Bestimmung für den Fall, daß die 
Leistungen eines Trägers der Sozialversicherung 
erst nach Gewährung der Hilfe nach' diesem Bun­
desges,etz einsetzen und von Seite der Sozialver­
sicherung eine Nachzahlung für die für den rück­
liegenden Zeitraum fällig gewordenen Pensionen 
zu leisten ist, wurde nicht aufgegriffen. Hiefür 
waren folgende überlegungen maßgebend:' 

Die Bemessung des Verdienstentganges nach 
Schadenersatzrecht und damit auch die Bemes~ 
sung der Geldleistungen nach diesem Bundesge­
setz hat unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Vorteilsausgleichung zu erfolgen. Sofern dies 
nicht möglich ist, weil noch nicht feststeht, ob 
und gegebenenfalls in welcher Höhe eine Sozial­
pension oder eine. andere Leistung gebührt, kann 
im Wege einer privatrechtlichen Abtretungs­
erklärung Vorsorge für d~e Her-einbringung zu 
Unrecht erbrachter Hilteleistungen nach dies·em 
Bundesgesetz getroffen werden. 

Zu § 14: 

Es entspricht den Intentionen des Gesetzes, daß 
Opfer von Verbrechen nicht auf die Leistungen 
der öffentlichen Fürsorg,e angewiesen sind. Wur­
den daher hereits Fürsorgeleistungen erbracht, 
so sind diese dem Fürsorgeträger bis zur Höhe 
der bewilligten HilfeLeistungen' zu ersetzen. 

. Um Doppelzahlungen zu vermeiden, wird im 
Abs. 2 bestimmt, daß der Bedürftige nur jene 
Beträge erhält, die nach Befriedigung des Ersatz­
anspruches des Fürsorgeträgers übrig geblieben 
sind. " 
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Dem Einwand der WiJener Landesregierung 
und des österreichischen Städtebundes, daß 
diese Bestimmung richtigerweise d~m Art. 17 
B-VG zuzuordnen sei und nicht, wie ursprüng­
lich geschehen, dem Art. 12 ~bs. 1 Z. 2 B-VG, 
wurde Rechnung getragen. Wenn sich näm1ich 
der Bund als T'räger von Privatrechten die 
Selbsthindung auferlegt, den Fürsorgeträgern für 
die von ihnen gewährten Unterstützungen Er­
satz- zu leisten, so ist das genauso eine Angelegen­
heit der Privatwirtschaftsverwaltung im Sinne 
de§ Art: 17 B-VG wie die übrige Gesetzesmaterie. 
Abgesehen davon würde die nur partielle Inan­
spruchnahme der Grundsatzgesetzgebungskompe­
tenz v,erfassungsrechtlich bedenklich sein, weil 
sich aus dem Erkenntnis dies Verfassungsgerichts­
hofes Slg. 1388/1931 entnehmen läßt, daß die 

'Erlassung von einzelnen Grundsätze.p. solange ein 
unzulässig,er Eingriff in die Ersatzgesetzgebungs-
kompetertzder Länder ist, wie der Bund nicht 
die gesamte Materie in Grundsätzen geregelt hat. 

Zu § 15: 

Die in diesem Entwurf vorgesehenen Hilfe­
leistungen sollen nur auf Ansuchen der vom 
Verbrechen !betroff'enen P,ersonen gewährt wer­
den. Dies könnte fl1eilichdiazu führen, daß' Hilfe­
leistungen ,nur deshalb nicht gewährt werden, 
weil das erforderliche Ansuchen wegen Unkennt­
ni~ der gesetzlichen Möglichkeiten unterbleibt. 
Um ,dies möglichst zu vermeiden, sieht der Ent­
wurf eine Belehrungspflicht im gerichtlichen 
Strafverfahren vor. In diesem Zusammenhang 
darf auf die schon jetzt IbestehendenBelehrungs­
und Verständigungspflichten der Strafgerichte 
und der Staatsanwaltschaften (z. B. §§ 3, 365 
und 402 StPO, § 6 Abs. 4 StEG) hingewiesen 
werden, dj,e zum Teil gLeidtfalls die Wahrneh­
mung von Interessen außerhalb des Strafver­
fahrens ermöglichen oder erleichtern sollen. 

ZQ § 16: 

Mangels' anderer Bedeckungsmöglichkeiten soll 
der für die Durchführung dieses Gesetzes erfor­
derliche Aufwand vom Bund getragen werden. 
Bezüglich der Höhe dieses Aufwandes 'wird auf 
den allgemeinen Teil der Erläuterungen verwie­
sen. 

Zu § 17: 

Diese Bestimmung setzt den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes fest. Das Gesetz soll 
auch auf Tatbestände Anwendung finden, die 
nach Ablauf des 31. Dezember 1969 verwirklidtt 
wurden, weil das Bundesgesetz vom 26. März 
1969, BGB!. Nr. 144, Ü'ber den Vollzug'der Frei­
heitsstrafe' (Strafvollzugsgesetz), welches Anlaß 
für die gegenständliche Gesetzesinitiative war, 
am 1. Jänner 1970 in Kraft getre,ten ist. 

Zu §18: 

Inder Vollzugsklausel des Ahs. 1 sind jene Be­
stimmungen angeführt, die sich nicht hloß an 
privatrechtlich handelnde Bundesorgane richten, 
sondern eine Drittwirkung entfalten oder ein 
hoheitliches Handeln bilden. Soweit jedoch diese' 
Kriterien nicht zutreffen und daher ein rein 
privatwirtßchaftliches Handeln der Behörde vor­
liegt, war im Abs. 2 eine Durchführungsanord­
nung vorzusehen. Da die hea:bsichtigte Regelung 
eng mit der Strafrechtspflege zusammenhängt 
und außerdem die Beurteilung von Begehren um 
Hilfeleistung in der ltege1 von der Beantwortung 
zivill"echtlicher Fragen a'hhängt, soll der. Bundes­
minister für Justiz an der Durchführung des 
Gesetzes beteiligt W'erd~n. D~e Formulierung des 
Abs. 4 geht auf eine Anregung der Wiener Lan­
desregierung zurück. 
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